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BUNDESARBEITSGERICHT

2 AZR 700/11
11 Sa 758/09
Landesarbeitsgericht
Hamm

Verkündet am 
25. Oktober 2012

Im Namen des Volkes!

Schmidt, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

URTEIL

ln Sachen

beklagtes, berufungsbeklagtes und revisionsklagendes Land,

pp.

Kläger, Berufungskläger und Revisionsbeklagter,

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen 

Verhandlung vom 25. Oktober 2012 durch den Vorsitzenden Richter am Bun­

desarbeitsgericht Kreft, die Richterinnen am Bundesarbeitsgericht Rachor und 

Dr. Rinck sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Bartz und Löllgen für Recht 

erkannt:
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Die Revision des beklagten Landes gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 4. Juli 2011 -11 Sa 
758/09 - wird auf seine Kosten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer außerordentlichen 1 

Kündigung.

Der 1954 geborene Kläger war seit September 2002 bei dem beklagten 2

Land als Lehrer beschäftigt. Er erhielt ein monatliches Bruttoentgelt iHv. 

3.740,00 Euro.

Im Jahr 2003 wurde er mit Strafbefehl wegen sexueller Handlungen an 3 

Minderjährigen rechtskräftig zu einer Geldstrafe von 100 Tagessätzen verurteilt.

Das beklagte Land erteilte ihm eine Abmahnung. Diese wurde im Februar 2007 

gemäß der sog. Tilgungsverordnung aus der Personalakte entfernt.

Am 29. August 2008 erhob die Staatsanwaltschaft Anklage gegen den 4 

Kläger wegen Vornahme sexueller Handlungen an einer Person unter 

14 Jahren. Nachdem das beklagte Land Kenntnis von der Anklageschrift erhal­

ten hatte, suspendierte es den Kläger vom Dienst und gab ihm Gelegenheit zur 

Äußerung. Dieser ließ sich dahin ein, das von der Staatsanwaltschaft eingehol­

te Sachverständigengutachten zur Glaubwürdigkeit der einzigen Belastungs­

zeugin - eines achtjährigen Mädchens - sei unzureichend, nach Einholung eines 

weiteren Gutachtens könne nicht mit der Eröffnung des Hauptverfahrens ge­

rechnet werden.
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2 AZR 700/11-3  -

Nach Anhörung des Personalrats kündigte das beklagte Land das mit 5 

dem Kläger bestehende Arbeitsverhältnis am 17. September 2008 außerordent­

lich fristlos. Zur Begründung wies es darauf hin, dass das für die Fortsetzung 

des Arbeitsverhältnisses erforderliche Vertrauen aufgrund der dem Kläger 

vorgeworfenen Straftaten zerstört sei.

Der Kläger hat fristgerecht Kündigungsschutzklage erhoben und die 6 

Ansicht vertreten, ein wichtiger Grund für eine außerordentliche Kündigung 

habe zu keiner Zeit Vorgelegen. Die Zeugin sei nicht glaubwürdig.

Der Kläger hat beantragt 7

1. festzustellen, dass das Arbeitsverhältnis der Parteien 
durch die außerordentliche Kündigung vom 
17. September 2008 nicht aufgelöst worden ist;

2. das beklagte Land zu verurteilen, ihn über den 
17. September 2008 hinaus zu unveränderten 
Bedingungen auf demselben Arbeitsplatz weiterzu­
beschäftigen.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen. Es hat die 8 

Auffassung vertreten, es habe sich auf die strafrechtliche Wertung der Staats­

anwaltschaft verlassen dürfen. Da diese von einem hinreichenden Tatverdacht 

iSv. § 170 StPO ausgehe, sei zugleich auch ein ausreichend erhärteter Ver­

dacht gegeben, der eine außerordentliche Kündigung gern. § 626 Abs. 1 BGB 

rechtfertige. Durch den Verdacht, der Kläger habe sexuelle Handlungen an 

einem Kind vorgenommen, sei sein Vertrauen in diesen nachhaltig zerstört.

Ggf. sei die außerordentliche Kündigung in eine ordentliche umzudeuten und 

zumindest als solche wirksam.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht 9 

hat den Rechtsstreit im Einvernehmen mit den Parteien bis zum Abschluss des 

Strafverfahrens ausgesetzt. Nachdem die Jugendschutzkammer des Landge­

richts die Eröffnung des Hauptverfahrens nach Einholung eines weiteren Gut­

achtens mangels Glaubwürdigkeit der einzigen Zeugin abgelehnt hatte, hat das 

Landesarbeitsgericht der Klage stattgegeben. Mit der Revision begehrt das 

beklagte Land die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils.
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Entscheidungsgründe

Die Revision ist unbegründet. Das Landesarbeitsgericht hat der Klage 10 

im Ergebnis zu Recht stattgegeben.

I. Die Klage ist begründet. Das Arbeitsverhältnis der Parteien ist durch die 11

Kündigung des beklagten Landes vom 17. September 2008 nicht aufgelöst 

worden.

1. Nach §626 Abs. 1 BGB kann das Arbeitsverhältnis aus wichtigem 12

Grund außerordentlich gekündigt werden, wenn Tatsachen vorliegen, aufgrund 

derer dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls 

und unter Abwägung der Interessen beider Vertragsteile die Fortsetzung des 

Arbeitsverhältnisses selbst bis zum Ablauf der Kündigungsfrist nicht zugemutet 

werden kann.

a) Auch der Verdacht einer schwerwiegenden Pflichtverletzung kann einen 13

wichtigen Grund bilden. Ein solcher Verdacht stellt gegenüber dem Vorwurf, der 

Arbeitnehmer habe die Tat begangen, einen eigenständigen Kündigungsgrund 

dar. Eine Verdachtskündigung kann gerechtfertigt sein, wenn sich starke Ver­

dachtsmomente auf objektive Tatsachen gründen, die Verdachtsmomente 

geeignet sind, das für die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses erforderliche 

Vertrauen zu zerstören, und der Arbeitgeber alle zumutbaren Anstrengungen 

zur Aufklärung des Sachverhalts unternommen, insbesondere dem Arbeitneh­

mer Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben hat (st. Rspr., BAG 24. Mai 2012 

- 2 AZR 206/11 - Rn. 16; 25. November 2010-2 AZR 801/09 - Rn. 16, AP BGB 

§ 626 Verdacht strafbarer Handlung Nr. 48 = EzA BGB 2002 § 626 Verdacht 

strafbarer Handlung Nr. 9).

5 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 - 2 AZR 700/11

b) Der Verdacht muss auf konkrete - vom Kündigenden darzulegende und 14 

ggf. zu beweisende - Tatsachen gestützt sein. Der Verdacht muss ferner drin­

gend sein. Es muss eine große Wahrscheinlichkeit dafür bestehen, dass er 

zutrifft (vgl. BAG 25. November 2010 - 2 AZR 801/09 - AP BGB § 626 Verdacht 

strafbarer Handlung Nr. 48 = EzA BGB 2002 § 626 Verdacht strafbarer Hand­

lung Nr. 9; 12. Mai 2010 - 2 AZR 587/08 - Rn. 27, AP KSchG 1969 § 15 Nr. 67

= EzA KSchG § 15 nF Nr. 67). Die Umstände, die ihn begründen, dürfen nach 

allgemeiner Lebenserfahrung nicht ebenso gut durch ein Geschehen zu erklä­

ren sein, das eine außerordentliche Kündigung nicht zu rechtfertigen vermöch­

te. Bloße, auf mehr oder weniger haltbare Vermutungen gestützte Verdächti­

gungen reichen dementsprechend zur Rechtfertigung eines dringenden Tatver­

dachts nicht aus (BAG 24. Mai 2012 - 2 AZR 206/11 - Rn. 17; 29. November 

2007 - 2 AZR 724/06- Rn. 30, AP BGB §626 Verdacht strafbarer Handlung 

Nr. 40 = EzA BGB 2002 § 626 Verdacht strafbarer Handlung Nr. 5).

c) Für die kündigungsrechtliche Beurteilung der Pflichtverletzung, auf die 15

sich der Verdacht bezieht, ist ihre strafrechtliche Bewertung nicht maßgebend. 

Entscheidend sind der Verstoß gegen vertragliche Haupt- oder Nebenpflichten

und der mit ihm verbundene Vertrauensbruch (BAG 24. Mai 2012 -2  AZR 

206/11 - Rn. 18; 25. November 2010 -2  AZR 801/09 - Rn. 17, AP BGB § 626 

Verdacht strafbarer Handlung Nr. 48 = EzA BGB 2002 § 626 Verdacht strafba­

rer Handlung Nr. 9). Deshalb besteht regelmäßig keine Rechtfertigung für die 

Aussetzung eines Kündigungsschutzprozesses bis zur rechtskräftigen Erledi­

gung eines Strafverfahrens, in dem der Kündigungsvorwurf auf seine strafrecht­

liche Relevanz hin geprüft wird (BAG 25. November 2010 -2  AZR 801/09- 

aaO).

d) Im Strafverfahren gewonnene Erkenntnisse oder Handlungen der 16

Strafverfolgungsbehörden können die Annahme, der Arbeitnehmer habe die 

Pflichtverletzung begangen, allenfalls verstärken (BAG 24. Mai 2012 -2  AZR 

206/11 - Rn. 25; 27. Januar 2011 -2  AZR 825/09- Rn. 17, BAGE 137, 54; 

SPV/Preis 10. Aufi Rn. 711). Sie können im Übrigen bei der Frage Bedeutung 

gewinnen, zu welchem Zeitpunkt eine Verdachtskündigung ausgesprochen
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werden soll, und deshalb für die Einhaltung der Zweiwochenfrist von Bedeutung 

sein (BAG 27. Januar 2011 -2  AZR 825/09 - aaO). Allein auf eine den dringen­

den Tatverdacht bejahende Entscheidung der Strafverfolgungsbehörden als 

solche kann die Verdachtskündigung deshalb nicht gestützt werden. Ebenso 

wie bei der Kündigung wegen einer aus Sicht des Arbeitgebers erwiesenen Tat, 

bei der eine strafgerichtliche Verurteilung für sich genommen nicht ausreicht, 

die Kündigung zu rechtfertigen, sind die Gerichte für Arbeitssachen auch bei 

der Verdachtskündigung gehalten, den Sachverhalt im Kündigungsschutzpro­

zess im Rahmen des Parteivorbringens selbst aufzuklären und zu bewerten 

(BAG 24. Mai 2012 - 2 AZR 206/11 - Rn. 26; 18. November 1999 - 2 AZR 

852/98 - zu I I2 a der Gründe, BAGE 93, 12). Maßnahmen der Strafverfol­

gungsbehörden, selbst wenn sie von Gesetzes wegen einen dringenden Tat­

verdacht voraussetzen sollten, sind nicht geeignet, Tatsachenvortrag der 

Parteien des Zivilprozesses zu ersetzen. Der wegen eines dringenden Tatver­

dachts kündigende Arbeitgeber hat im Verfahren vor den Gerichten für Arbeits­

sachen vielmehr bestimmte Tatsachen darzulegen, die unmittelbar als solche 

den Schluss zulassen, der Arbeitnehmer sei eines bestimmten, die Kündigung 

rechtfertigenden Verhaltens dringend verdächtig. Zu diesem Zweck ist es ihm 

zwar unbenommen, sich Ermittlungsergebnisse der Strafverfolgungsbehörden 

zu eigen zu machen und sie im Arbeitsgerichtsprozess - zumindest durch 

Bezugnahme - als eigene Behauptungen vorzutragen. Es genügt aber nicht, 

anstelle von unmittelbar verdachtsbegründenden Tatsachen lediglich den 

Umstand vorzutragen, auch die Strafverfolgungsbehörden gingen von einem 

Tatverdacht aus. Weder vermag sich der Prozessgegner darauf sachgerecht 

einzulassen noch vermögen auf dieser Grundlage die Gerichte für Arbeitssa­

chen das Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen für die Wirksamkeit der 

ausgesprochenen (Verdachts-)Kündigung selbstständig zu beurteilen. Auch 

brächte sich der Arbeitgeber auf diese Weise selbst um die Möglichkeit, den 

Arbeitnehmer durch substantiierten Tatsachenvortrag gern. § 138 Abs. 2 ZPO 

zur substantiierten Erwiderung zu veranlassen und ggf. aus den Regelungen in 

§ 138 Abs. 3, Abs. 4 ZPO prozessualen Nutzen zu ziehen.
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2. Danach fehlt es im Streitfall an den Voraussetzungen des § 626 Abs. 1 17

BGB. Das beklagte Land hat keine verdachtsbegründenden konkreten Tatsa­

chen dargelegt.

a) Das beklagte Land geht allerdings zu Recht davon aus, dass ein Ver- 18

halten, wie es dem Kläger im Rahmen der Anklage zur Last gelegt wurde, auch

als außerdienstliches Verhalten „an sich“ ein wichtiger Grund für eine außeror­

dentliche Kündigung eines Lehrers sein kann. Aus ihm ergeben sich begründe­

te Zweifel an der Eignung für die arbeitsvertraglich geschuldete pädagogische 

Tätigkeit, die geeignet sein können, eine sofortige Beendigung des Arbeitsver­

hältnisses zu rechtfertigen (so auch SPV/Preis 10. Auf!. Rn. 643 u. 697; 

ErfK/Müller-Glöge 13. Aufl. § 626 BGB Rn. 85; APS/DörnerA/ossen 4. Auf!.

§ 626 BGB Rn. 80b).

b) Das beklagte Land hat jedoch seine Annahme, der Kläger sei der ihm 19

seitens der Staatsanwaltschaft vorgeworfenen Tat dringend verdächtig, allein

mit der Anklageerhebung durch die Staatsanwaltschaft und der dieser zugrunde 

liegenden Beurteilung begründet. Es hat - über die Tatsache der Anklageerhe­

bung hinaus - keinerlei Umstände vorgetragen, welche einen dringenden 

Tatverdacht rechtfertigen könnten. Es hat sich den von der Staatsanwaltschaft 

ermittelten Sachverhalt auf Befragen des Senats ausdrücklich nicht zu eigen 

gemacht. Damit fehlt es an substantiiertem Sachvortrag, der eine eigene Be­

wertung der den Verdacht begründenden Tatsachen durch die Gerichte für 

Arbeitssachen nach Maßgabe zivilprozessualer Grundsätze ermöglichen würde.

3. Die Kündigung ist auch als ordentliche Kündigung nicht wirksam. Sie ist 20

nicht sozial gerechtfertigt iSv. § 1 Abs. 2 Satz 1 KSchG.
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a) Allerdings kann eine nach § 626 Abs. 1 BGB unwirksame außerordent- 21 

liehe Kündigung nach § 140 BGB in eine ordentliche Kündigung umgedeutet 

werden, wenn das dem mutmaßlichen Willen des Kündigenden entspricht und 

dieser Wille dem Kündigungsempfänger im Zeitpunkt des Kündigungszugangs 

erkennbar ist (BAG 23. Oktober 2008 - 2 AZR 388/07 - Rn. 33 mwN, AP BGB

§ 626 Nr. 217 = EzA BGB 2002 § 626 Nr. 23). Bei feststehendem Sachverhalt 

kann dies auch noch in der Revisionsinstanz erfolgen (BAG 12. Mai 2010 

-2  AZR 845/08 - Rn. 39 ff., AP BGB § 626 Nr. 230 = EzA BGB 2002 § 626 

Nr. 31). Im Streitfall ist von einer derartigen Sachlage auszugehen. Der Inhalt 

des Kündigungsschreibens ließ für den Kläger den unbedingten Beendigungs­

willen des beklagten Landes erkennen. Der Kläger musste davon ausgehen, 

dass es diesem darauf ankam, sich möglichst bald von ihm zu trennen. Beson­

dere Umstände, die den Schluss zuließen, das beklagte Land habe mit der 

Kündigung ausschließlich die sofortige Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

herbeiführen wollen, und die damit der von ihm in der Revisionsinstanz aus­

drücklich begehrten Umdeutung entgegenstünden, hat der Kläger nicht aufge­

zeigt (vgl. dazu BAG 15. November 2001 - 2 AZR 310/00 - zu B1 2c  der Grün­

de mwN, AP BGB § 140 Nr. 13 = EzA BGB § 140 Nr. 24).

b) Auch mit Blick auf die ordentliche Kündigung fehlt es jedoch an Sach- 22

vortrag des beklagten Landes, der es erlauben würde, das Vorliegen eines 

dringenden Verdachts kündigungsrelevanten Verhaltens des Klägers selbst­

ständig zu beurteilen.

II. Der Weiterbeschäftigungsantrag ist dem Senat nicht zur Entscheidung 23

angefallen. Das Landesarbeitsgericht hat ihn zutreffend dahingehend verstan­

den, dass er auf eine Beschäftigung für die Dauer des Rechtsstreits gerichtet 

ist. Dieser ist rechtskräftig abgeschlossen.
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III. Die Kosten seines erfolglos gebliebenen Rechtsmittels hat gem. § 97 

Abs. 1 ZPO das beklagte Land zu tragen.

Kreft Rachor Rinck

F. Löllgen Bartz
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